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Bericht des stidtischen Petitionsausschusses Nr. 32 vom 26. Oktober 2018

Der stadtische Petitionsausschuss hat am 26. Oktober 2018 die nachstehend aufgefiihrten
18 Eingaben abschliefend beraten. Der Ausschuss bittet, die Stadtbiirgerschaft mége
iber die Petitionen wie empfohlen beschlieBen und die Vorlage dringlich behandeln.

Mustafa Oztiirk

stellvertretender Vorsitzender

Der Ausschuss bittet mehrheitlich mit den Stimmen der Fraktionen der SPD,
der CDU, von Biindnis 90/Die Griinen und der FDP sowie gegen die Stimme
der Fraktion DIE LINKE folgende Eingaben fiir erledigt zu erkldren, weil die
Stadtbiirgerschaft keine Moglichkeit sieht, den Eingaben zu entsprechen:

Eingabe-Nr.: S 19/193
Gegenstand: Errichtung von Straenlaternen am Spielplatz Leibnizpark

Begriindung: Der Petent regt die Errichtung von StraBenlaternen am Spiel-
platz Leibnizpark sowie entlang des Weges an. In den Herbst-
und Wintermonaten sei mangels bestehender Lichtquelle ein
Verweilen auf dem Spielplatz nach 17 Uhr nicht moéglich.

Die Petition wird von 34 Mitzeichnerinnen und Mitzeichnern
unterstiitzt.

Der stadtische Petitionsausschuss hat zu dem Vorbringen des
Petenten Stellungnahmen des Senators fir Umwelt, Bau und
Verkehr sowie der Senatorin fiir Soziales eingeholt. AuBerdem
hatte der Petent die Moglichkeit, sein Anliegen im Rahmen
der offentlichen Beratung und der Ortsbesichtigung zu seiner
Petition miindlich zu erldutern. Unter Beriicksichtigung des-
sen stellt sich das Ergebnis der parlamentarischen Prifung zu-
sammengefasst wie folgt dar:

Der stadtische Petitionsausschuss kann dem Anliegen des Pe-
tenten nicht entsprechen. Griinanlagen werden grundsatzlich
nicht beleuchtet. Ausnahmen bilden Wege, die eine beson-
dere Bedeutung fiir den taglichen FuBgangerverkehr besitzen.
Der Ausschuss hat sich im Wege einer Ortsbesichtigung ein
Bild von der konkreten Situation im Leibnizpark gemacht. Die
Haltestelle der BSAG , Theater am Leibnizplatz” kann ohne
Durchquerung des Parks tiber die Neustadtscontrescarpe und
die Friedrich-Ebert-Strae beziehungsweise den Buntentor-
steinweg erreicht werden, so dass es sich bei dem Weg durch
den Park nicht um eine wichtige Zuwegung handelt. Der stad-
tische Petitionsausschuss kann daher vorliegend keine Not-
wendigkeit sehen, eine Beleuchtung im Park zu installieren.
Grinanlagen dienen entsprechend der Stellungnahme des Se-
nators fir Umwelt, Bau und Verkehr der Erholung der Men-
schen und sollen diesem die Natur ndherbringen. Hierzu
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Eingabe-Nr.:
Gegenstand:

Begriindung:

gehort auch der Wechsel zwischen Helligkeit und Dunkelheit.
Der Ausschuss schlieBt sich dieser Auffassung an. Spielflachen
sind in erster Linie im Rahmen des normalen Tagesrhythmus
zu nutzen. Zu beachten ist ferner, dass eine Beleuchtung nicht
im Unterhalt der Spielflachen berticksichtigt ist und keine Mit-
tel im Haushalt vorgesehen sind. Nach Mitteilung der Leiterin
des Ortsamtes Neustadt/Woltmershausen ist der Weg durch
den Park auf Kosten des Beirates neu gestaltet worden, das
Anliegen des Petenten auf Beleuchtung wird seitens des Bei-
rates jedoch nicht unterstiitzt. Im Ergebnis sieht der Ausschuss
daher keine Moglichkeit, sich fir das Anliegen des Petenten
einzusetzen.

S 19/269
Schaffung eines Spielplatzes am Weserdeich

Die Petentin regt die Schaffung eines Spielplatzes am Weser-
deich in der Hohe des ,Deichschart-Kiosks"” an. Angesichts
des Neubaugebiets ,Am Dammacker"” und des damit verbun-
denen Zuzugs vieler Familien mit Kindern, halt sie die Spiel-
platzversorgung im Bereich zwischen dem Leibnizplatz und
dem Busbahnhof Huckelriede fiir ungentigend.

Die Petition wird von 90 Mitzeichnerinnen und Mitzeichnern
unterstiitzt.

Der stadtische Petitionsausschuss hat zu dem Vorbringen der
Petentin Stellungnahmen der Senatorin fiir Soziales, Jugend,
Frauen, Integration und Sport eingeholt. AuBerdem hatte die
Petentin die Moglichkeit, ihr Anliegen im Rahmen der 6ffent-
lichen Beratung mindlich zu erldutern. Unter Berticksichti-
gung dessen stellt sich das Ergebnis der parlamentarischen
Prifung zusammengefasst wie folgt dar:

Der Ausschuss kann das Anliegen der Petentin nachvollzie-
hen. Er sieht die Schaffung neuer Spielflachen, angesichts der
Entstehung neuer Wohnquartiere sowie eines Anstiegs der
Geburten, als notwendig an und begrifit in diesem Zusam-
menhang die Entwicklung eines ressortiibergreifenden Spiel-
raumkonzeptes durch die Senatorin fiir Soziales, Jugend,
Frauen, Integration und Sport. Der Ausschuss kann dem An-
liegen der Petentin allerdings nicht entsprechen. Bei den Fla-
chen um den Kiosk am Werdersee handelt es sich um ein
festgesetztes Uberschwemmungsgebiet. Dariiber hinaus ist
der Werdersee als Hochwasserabflussrinne ausgelegt. Die Se-
natorin fur Soziales, Jugend, Frauen, Integration und Sport hat
daher fir den Ausschuss nachvollziehbar dargelegt, dass eine
feste Installation von Spielgeraten, entsprechend den Vorstel-
lungen der Petentin, aus Grunden des Hochwasserschutzes
nicht in Betracht kommt. Diesbezlglich wird auf die der Pe-
tentin bekannten Stellungnahmen der senatorischen Behorde
verwiesen.

Zur Spielplatzsituation im Bereich zwischen dem Leibnizplatz
und Huckelriede ist festzustellen, dass die Spielplatze am Ro-
senpfad, Im Griunen Winkel, in der Franz-Grashoff-Stral3e, in
der VolkmannstralBe, im Huckelrieder Park und in der Korn-
strae/Tiekstrale zur Verfugung stehen. Letzterer wird nach
Auskunft der Senatorin fur Soziales Jugend, Frauen, Integra-
tion und Sport grundsaniert. Dartiber hinaus ist das Aulenge-
lande der Kindergruppe Kodakistan (Hardenbergstralie/
Beginenhof) nach Betriebsschluss fiir die Offentlichkeit nutz-
bar.



Eingabe-Nr.:
Gegenstand:

Begriindung:

S 19/320
Kostentiibernahme fiir eine Unterkunft

Der Petent ist seit mehr als zwei Jahren ohne feste Unterkunft
und fordert die Unterbringung in einer Wohnung sowie die
entsprechende Kosteniibernahme durch die zustdndige Be-
horde.

Der stadtische Petitionsausschuss hat zu dem Vorbringen des
Petenten eine Stellungnahme der Senatorin fir Soziales, Ju-
gend, Frauen, Integration und Sport eingeholt. Unter Bertick-
sichtigung dessen stellt sich das Ergebnis der parlamen-
tarischen Prifung zusammengefasst wie folgt dar:

In Bremen erfolgt die Unterbringung von obdachlosen Men-
schen durch die Zentrale Fachstelle Wohnen (ZFW), die der-
zeit auch iuber ausreichende Kapazitaten verfligt. Der Petent
wurde iiber das Angebot informiert und an die ZFW verwie-
sen, bei der er jedoch nach erstmaliger Vorstellung nicht mehr
erschienen ist und weitere Beratungstermine nicht wahrge-
nommen hat. Eine kurzfristige Unterbringung beziehungs-
weise die Vermittlung von Wohnraum konnte daher nicht
erfolgen.

Nach Ansicht des Ausschusses sind dem Petenten in angemes-
senem Umfang Beratungs- und Unterstiitzungsleistungen an-
geboten worden, die jedoch ohne seine Mitwirkung nicht zum
Erfolg fiihren konnen.

Der Ausschuss bittet mehrheitlich mit den Stimmen der Fraktionen der SPD
und von Biindnis 90/Die Griinen sowie gegen die Stimmen der Fraktionen der
CDU, DIE LINKE und der FDP folgende Eingaben fiir erledigt zu erklaren,
weil die Stadtbiirgerschaft keine Moglichkeit sieht, den Eingaben zu entspre-

chen:
Eingabe-Nr.:
Gegenstand:

Begriindung:

S 19/268
Erhalt des Unibades

Der Petent setzt sich fiir den Erhalt des Unibades ein und for-
dert eine Sanierung anstelle einer SchlieBung des Bades. Er
sieht ausschlieBlich durch Nutzung des Unibades, mit seinen
auf 50 m langen Bahnen, die Mdoglichkeit, seine Gesundheit
durch Schwimmen zu erhalten.

Der stadtische Petitionsausschuss hat zu den eingereichten Pe-
titionen, mit derer sich fir einen Erhalt des Unibades einge-
setzt wird, Stellungnahmen der Senatorin fiir Soziales,
Jugend, Frauen, Integration und Sport sowie der Senatorin fir
Wissenschaft, Gesundheit und Verbraucherschutz eingeholt.
Unter Bertiicksichtigung dessen stellt sich das Ergebnis der
parlamentarischen Prifung zusammengefasst wie folgt dar:

Durch die SchlieBung des Studienganges Sport an der Univer-
sitdat Bremen besteht kein Bedarf und keine Mdéglichkeit mehr,
das Unibad fiir die Belange von Forschung und Lehre zu nut-
zen. Die Kosten fiir die weitere Sanierung des Unibades wiir-
den die zundchst veranschlagten 18 Millionen Euro aufgrund
der Anforderungen an Sicherheit und Statik tberschreiten.
Vor diesem Hintergrund hat der Senat im September 2017 ein
umfassendes Baderkonzept beschlossen. Im Rahmen dieses
Gesamtkonzepts stimmt der Senat unter anderem der Sanie-
rung/dem Umbau des Freibades Horn zu. Das neue Bad wird
die gleiche Wasserflache wie das Unibad aufweisen. Geplant
sind zehn Bahnen mit einer Lange von 50 Metern, sodass auch
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Wettkampfe durchgefihrt werden koénnen. Den Schwimmver-
banden wurde dabei die Moglichkeit eingeraumt, ihre Interes-
sen mit einzubringen. Der Ausschuss sieht damit die vom
Petenten geforderte Moglichkeit, auf 50 Meter langen Bahnen
schwimmen zu kénnen, auch zukiinftig als gewahrleistet an.

Der stadtische Petitionsausschuss bedauert die SchlieBung des
Unibades. Gleichwohl hat der Ausschuss bereits in den sach-
gleichen Petitionsverfahren S 19/140 und S 19/147 einen dau-
erhaften Erhalt aus Kostengriinden fur nicht vertretbar gehal-
ten. An dieser Auffassung wird festgehalten.

Der Ausschuss bittet mehrheitlich mit den Stimmen der Fraktionen der SPD
und von Biindnis 90/Die Griinen und gegen die Stimmen der Fraktionen der
CDU und DIE LINKE sowie bei Enthaltung der Fraktion der FDP folgende
Eingabe fiir erledigt zu erklaren, weil die Stadtbiirgerschaft keine Moéglich-
keit sieht, der Eingabe zu entsprechen:

Eingabe-Nr.:
Gegenstand:

Begriindung:

S 19/297
Schulsozialarbeiter in der Grundschule Karl-Lerbs-Strafie

Die Petentin setzt sich dafiir ein, mindestens eine Vollzeitstelle
fir eine Schulsozialarbeiterin oder einen Schulsozialarbeiter
an der Ganztagsgrundschule an der Karl-Lerbs-Strale einzu-
richten. Es handele sich um eine der groBten gebundenen
Ganztagsgrundschulen in Bremen. Die Kinder bildeten zuneh-
mend eine heterogene Gemeinschaft, sowohl in Bezug auf
Migrationshintergrund als auch hinsichtlich Bildungsstand
und soziookonomische Herkunft. Ein signifikanter Anteil der
Schiilerinnen und Schiiler der Grundschule benétigt ein gro-
Beres MaB an Hilfe, als diese im alltaglichen Schulbetrieb ge-
leistet werden konne. Deshalb werde dringend eine Fachkraft
fur Schulsozialarbeit benotigt. Nur so lasse sich sicherstellen,
dass alle Kinder die Grundschule erfolgreich durchlaufen.

Bei der Verteilung der knappen Ressourcen solle nicht nur die
Sozialstufe, sondern auch die GroBe und Gebundenheit der je-
weiligen Schule berticksichtigt werden. Auch misse Sozialar-
beit als Qualitatsstandard ein Ausstattungsmerkmal von
Ganztagsgrundschulen darstellen. Die Grundschule in der
Karl-Lerbs-StraBle miusse baldmdglichst bei der Zuteilung von
Schulsozialarbeiterstellen berticksichtigt werden. Die Petition
wird von 232 Mitzeichnerinnen und Mitzeichnern unterstiitzt.

Der stadtische Petitionsausschuss hat zu dem Vorbringen der
Petentin Stellungnahmen der Senatorin fir Kinder und Bil-
dung eingeholt. AuBerdem hatte die Petentin die Gelegenheit,
ihr Anliegen im Rahmen der 6ffentlichen Beratung der Petition
mundlich zu erlautern. Unter Berucksichtigung dessen stellt
sich das Ergebnis der parlamentarischen Prufung zusammen-
gefasst wie folgt dar:

Der Ausschuss kann das Anliegen der Petentin sehr gut nach-
vollziehen. Schulsozialarbeit kann nicht nur die Teilhabe ein-
zelner, sondern auch die Homogenitat ganzer Gruppen positiv
beeinflussen. Deshalb ist er davon uberzeugt, dass die Aus-
stattung mit Schulsozialarbeitern an jeder Schule grundsatz-
lich wiunschenswert und forderlich ist.

Als Haushaltsnotlageland verfiigt Bremen jedoch nur iiber be-
grenzte Mittel, die es fiir Schulsozialarbeit einsetzen kann. Fur
den Ausschuss ist nachvollziehbar, dass bei der Ressourcen-
verteilung maBgeblich auf den jeweiligen Sozialindikator und
nicht daneben auf die Groie der Schule abgestellt wurde. Der
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Sozialindikator sagt wesentlich mehr iber die Notwendigkeit
von Schulsozialarbeit aus, als die GroBe einer Schule.

Die erste Verteilung in den Jahren 2011/2012 basierte aus-
schlieBlich auf den Sozialindizes der Schulen. Sie werden zu
Gruppen zusammengefasst und zu einer Skala von Sozialstu-
fen zugeordnet. Die Stufe eins weist in der Tendenz positive
und die Stufe finf negative soziale Bedingungen aus.

Im Jahr 2016 reagierte der Senat auf den Eintritt vieler ge-
flichteter Kinder und Jugendlicher in das Bildungssystem und
stattete die Schulen mit den hochsten Integrationsaufgaben im
Rahmen einer zweiten Verteilung mit zusatzlichen Schulsozi-
alarbeiterstellen aus. Im Rahmen des Haushaltes 2018/2019
fand eine dritte Verteilung statt. Insgesamt reichten die zu-
satzlichen Mittel fur Schulsozialarbeit fir elf weitere Vollzeit-
stellen. Bei der Auswahl der Schulen wurde abgestellt auf
Veranderungen im Sozialindikator und die besondere Belas-
tung durch Zuwanderung.

Mittlerweile sind die kompletten Stufen fiinf, vier und drei mit
Schulsozialarbeitern ausgestattet worden. Auch Schulen der
Stufe zwei, in die auch die Grundschule Karl-Lerbs-Strafie ein-
gestuft ist, wurden schon berticksichtigt. Allerdings weisen die
bertiicksichtigten Schulen dieser Sozialstufe nach Angaben der
Senatorin fiir Kinder und Bildung einen groBeren Bedarf an
Schulsozialarbeit aus als die Grundschule Karl-Lerbs-StraB3e,
weil dort beispielsweise mehr gefliichtete Kinder zur Schule
gehen.

Perspektivisch ist geplant, alle Schulen mit Schulsozialarbei-
terinnen und Schulsozialarbeitern auszustatten. Hierfiir be-
darf es jedoch weiterer Haushaltsmittel, die frithestens mit
dem néchsten Doppelhaushalt zur Verfiigung gestellt werden
konnen. Vor diesem Hintergrund wird angeregt, die Petition
den Fraktionen als Material fiir ihre weitere Arbeit zuzuleiten.

Der Ausschuss bittet mehrheitlich mit den Stimmen der Fraktionen der SPD
und von Biindnis 90/Die Griinen und gegen die Stimmen der Fraktion der
CDU sowie bei Enthaltung der Fraktionen DIE LINKE und der FDP folgende
Eingaben fiir erledigt zu erkldren, weil die Stadtbiirgerschait keine Moglich-
keit sieht, den Eingaben zu entsprechen:

Eingabe-Nr.:
Gegenstand:

Begriindung:

S 19/217
Verbesserung der Kinderbetreuung in Bremen

Der Petent kritisiert anhand des Beispiels seiner Familie die
Betreuung unter drei-jahriger Kinder in Bremen. Er habe sein
Kind in dem Wunschkindergarten angemeldet und keine
Rickmeldung bekommen. Letztlich habe er tber das ord-
nungsgeméaBe Vergabeverfahren einen Teilzeitplatz bekom-
men. Dies habe dazu gefihrt, dass seine Frau zunachst die
Elternzeit habe verlangern mussen und jetzt nur einer Teilzeit-
tatigkeit nachgehen konne. Er und seine Frau seien bei der
Stadtgemeinde Bremen im Schichtdienst tatig. Deshalb sehe
er auch eine besondere Verpflichtung der Stadt, die Kinderbe-
treuungsangebote entsprechend flexibel zu gestalten. Insge-
samt seien seiner Meinung nach die Betreuungsangebote fur
unter drei-jahrige Kinder qualitativ und quantitativ vollig un-
zureichend. Um auch Schichtarbeiterinnen und Schichtarbei-
tern eine Vollzeiterwerbstatigkeit zu ermoglichen misse die
Kinderbetreuung in den Zeiten von 5 Uhr bis 21 Uhr taglich
fur zehn Stunden gewdahrleistet sein. Aulerdem sei nicht ein-
sehbar, dass die Aufnahme in Kindertageseinrichtungen erst
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zum September eines Jahres erfolge. Eltern, denen kein Platz
fir die Betreuung ihrer Kinder angeboten werden koénne,
miusse die Finanzierung einer privat organisierten Betreuung
oder der Verdienstausfall vollstandig ersetzt werden. Die Peti-
tion wird von 19 Mitzeichnerinnen und Mitzeichnern unter-
stiitzt.

Der Ausschuss hat zu dem Vorbringen des Petenten eine Stel-
lungnahme der Senatorin fir Kinder und Bildung eingeholt.
AuBerdem hatte der Petent die Mdglichkeit, sein Anliegen im
Rahmen der o6ffentlichen Beratung der Petition miindlich zu
erlautern. Unter Beriicksichtigung dessen stellt sich das Er-
gebnis der parlamentarischen Priiffung zusammengefasst wie
folgt dar:

Der stadtische Petitionsausschuss kann den Unmut des Peten-
ten zwar nachvollziehen. Gleichwohl kann er dem Anliegen
nicht entsprechen. In den letzten Jahren wurden erhebliche
Anstrengungen unternommen, um das Platzangebot in den
Tageseinrichtungen unter Kindertagespflege auszuweiten
und bedarfsdeckend zu gestalten. Allerdings ist es momentan
in Bremen nach wie vor schwierig, allen Kindern einen Betreu-
ungsplatz zur Verfiigung zu stellen. Das Kind des Petenten be-
sucht an mehreren Tagen pro Woche eine Einrichtung, in der
die Betreuung bereits in den frithen Morgenstunden moglich
ist. Da in dieser Einrichtung Anmeldeliberhdange bestanden,
konnte kein Platz an fiinf Wochentagen angeboten werden.
Der Petent wurde jedoch auf die Moglichkeit hingewiesen, er-
ganzend ein Angebot der Kindertagespflege in Anspruch zu
nehmen.

Die Betreuungszeit in den Einrichtungen der Stadtgemeinde
ist auf zehn Stunden tdaglich begrenzt. Bereits jetzt gibt es ei-
nige Kindertageseinrichtungen, die auBerhalb der Regelbe-
treuung und -férderung in den Randzeiten zusatzliche Friih-
und Spatdienste anbieten. Diese werden entsprechend der Be-
darfe der Familien ausgerichtet. Die Elternvertretungen sind
an der Planung beteiligt. Demnadchst soll eine Elternbefragung
durchgefihrt werden, um festzustellen, ob der angebotene Be-
treuungsumfang den Anforderungen der Eltern entspricht o-
der ob es erforderlich ist, die Kinderbetreuungszeiten flexibler
zu gestalten. Auf dieser Grundlage soll ein Konzept fur die zu-
kinftige Angebotsplanung erarbeitet werden.

Die Auffassung des Petenten, qualitativ sei die Kinderbetreu-
ung in Bremen katastrophal, teilt der stadtische Petitionsaus-
schuss nicht. In den letzten Jahren hat es erhebliche
Fortschritte in der Qualitatsentwicklung im Bereich der frih-
kindlichen Bildung gegeben. So wurde 2008 der Rahmenplan
fur frihkindliche Bildung beschlossen, der in den Einrichtun-
gen sehr gut angenommen wurde. Aktuell wird ein neuer Rah-
menplan entwickelt, der darauf abzielt, die Qualitat in den
Kindertageseinrichtungen und Grundschulen weiter zu ver-
bessern. Die offentlichen Trager der Jugendhilfe sind nach
den Vorschriften des SGB VIII aufgefordert, die Qualitat der
Forderung in ihren Einrichtungen durch geeignete MaBnah-
men sicherzustellen und weiterzuentwickeln. Dazu gehoren
die Entwicklung und der Einsatz einer padagogischen Kon-
zeption als Grundlage fur die Erfiillung des Forderungsauf-
trags sowie der Einsatz von Instrumenten und Verfahren zur
Evaluation der Arbeit in den Einrichtungen. Diese bilden auch
eine wichtige Grundlage fur die Zusammenarbeit mit den El-
tern.
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Grundsatzlich kénnen die Erziehungsberechtigten im Rahmen
des bestehenden Angebotes eine Kindertageseinrichtung aus-
wdahlen. Angesichts der Angebotsstruktur kann jedoch nicht in
jedem Fall der gewtlinschte Platz auch in Anspruch genommen
werden. Hierzu bedarf es noch weiterer erheblicher Anstren-
gungen, um das bestehende Angebot auszuweiten.

In Bremen orientiert sich die Ablaufplanung fiir die Kindergar-
tenjahre auf eine Anmeldezeit im Januar und auf eine Auf-
nahme der Kinder zu Beginn des neuen Kindergartenjahres
zum 1. August. Eine unterjahrige Aufnahme ist grundsatzlich
moglich und wird im Rahmen der zur Verfiigung stehenden
Platze umgesetzt. Der Ausschuss geht davon aus, dass diese
Moglichkeit mit fortschreitender Ausbauplanung verbessert
wird und die erforderlichen Platzkapazitdten fiir eine unter-
jahrige Aufnahme der Kinder in den Einrichtungen mittelfris-
tig vorgehalten werden kénnen.

Der Ausschuss bittet mehrheitlich mit den Stimmen der Fraktionen der SPD,
der CDU, von Biindnis 90/Die Griinen und der FDP sowie bei Enthaltung der
Fraktion DIE LINKE folgende Eingabe fiir erledigt zu erkldaren, weil die Stadt-
biirgerschait keine Moglichkeit sieht, der Eingabe zu entsprechen:

Eingabe-Nr.:
Gegenstand:

Begriindung:

S 19/253
Beschwerde tiber die Gesundheit Nord

Die Petentin bewarb sich im Jahr 2017 erfolgreich um eine
Stelle als Arztin im Klinikum Bremen Ost (KBO). Im Rahmen
ihrer Eingabe kritisiert sie verschiedene Aspekte ihres Einstel-
lungsverfahrens, der Einarbeitungsphase, Einzelsituationen
auf den Stationen sowie strukturelle Aspekte und das Perso-
nalmanagement innerhalb des KBO. Konkret duBert sie den
Vorwurf, wahrend eines Krisen- und Deeskalationstrainings
von Kollegen und Kolleginnen kérperlich verletzt worden zu
sein. Ferner erhebt die Petentin den generellen Vorwurf, im
KBO wiirden systematisch Menschenrechtsverletzungen be-
gangen und verschwiegen.

Der stadtische Petitionsausschuss hat zu dem Vorbringen der
Petentin Stellungnahmen der Senatorin fiir Wissenschaft, Ge-
sundheit und Verbraucherschutz eingeholt. Unter Berticksich-
tigung dessen stellt sich das Ergebnis der parlamentarischen
Prifung zusammengefasst wie folgt dar:

Der Ausschuss nimmt die schwerwiegenden Vorwiirfe der Pe-
tentin sehr ernst. hm war es anhand der ihm vorliegenden In-
formationen jedoch nicht moglich, ein Fehlverhalten des
Klinikums zu erkennen. Vonseiten der Klinik ist versucht wor-
den, die von der Petentin erhobenen Vorwiirfe im Rahmen von
personlichen Gesprachen zu klaren und bei berechtigten Kri-
tikpunkten Abhilfe zu schaffen. Infolge dessen wurde einigen
Vorwturfen seitens der Klinikleitung nachgegangen. Diese hat
sich fur Hinweise bedankt, Kritikpunkte behoben und sich bei
der Petentin entschuldigt.

Der Vorwurf der Petentin, im Rahmen des Krisen- und Dees-
kalationstrainings (KDM) verletzt worden zu sein, kann von
Seiten des stadtischen Petitionsausschusses nicht uberpruft
und nachvollzogen werden, da die Petentin, nach Mitteilung
der Senatorin fiir Gesundheit und des KBO, wahrend und un-
mittelbar nach dem Training keine entsprechende Ruckmel-
dung gegeben und auch keine Ambulanz aufgesucht hat. Die
behaupteten Verletzungen wurden daher nicht dokumentiert.
Das KBO raumt jedoch ein, dass vereinzelt Verletzungen im
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Rahmen des KDMs vorkommen koénnen, diese aber in jedem
Fall ordnungsgemal erfasst und die Betroffenen selbstver-
standlich medizinisch versorgt werden.

Den generellen Vorwurf, Menschenrechtsverletzungen zu be-
gehen und diese systematisch zu verschweigen, weisen das
KBO, die Gesundheit Nord und auch das zustandige Ressort
ausdriicklich zurtck.

Der Ausschuss erkennt dartiber hinaus die Notwendigkeit der
Durchfiihrung von ZwangsmaBnahmen in einer psychiatri-
schen Abteilung an; diese sind im Einzelfall erforderlich und
lassen sich nicht immer vermeiden. Diesbeztiglich hat die Se-
natorin fiir Wissenschaft, Gesundheit und Verbraucherschutz
darauf hingewiesen, dass im bundesweiten Vergleich — ge-
messen an der Fallzahl im KBO - sich die Anzahl der Zwangs-
maBnahmen im KBO im unteren Drittel befindet. Gleichwohl
erwartet der stadtische Petitionsausschuss — nicht zuletzt an-
gesichts der in den Medien veroffentlichten massiven Kritik an
der Gesundheit Nord sowie dem KBO —, dass die Klinikleitung
weitere Anstrengungen unternimmt, um die Zahl der Zwangs-
mafBnahmen zu reduzieren.

Der Ausschuss bittet, folgende Eingaben fiir erledigt zu erklaren, weil die
Stadtbiirgerschaft keine Moglichkeit sieht, den Eingaben zu entsprechen:

Eingabe-Nr.:
Gegenstand:

Begriindung:

S 19/261
Verweigerung der Kosteniibernahme fiir eine Therapie

Die Petentin beschwert sich dariiber, dass die Kosten einer Au-
tismus-Therapie fiir ihre 12-jahrige Tochter aufgrund ihres Al-
ters nicht ibernommen werden. Ferner empfinde sie es als
Zumutung, im Rahmen der Antragstellung ihre Vermoégens-
verhdltnisse offenlegen zu miissen. Die Petentin fordert eine
Kostentibernahme fiir notwendige Therapien unabhédngig
vom Alter des betroffenen Kindes und den Vermogensverhalt-
nissen der Eltern.

Der stadtische Petitionsausschuss hat zu dem Vorbringen der
Petentin eine Stellungnahme der Senatorin fiir Soziales, Ju-
gend, Frauen, Integration und Sport eingeholt. Unter Bertick-
sichtigung dessen stellt sich das Ergebnis der parlamentari-
schen Prifung zusammengefasst wie folgt dar:

Eine Ubernahme der Therapiekosten der Tochter der Petentin
kommt aufgrund der maBgeblichen gesetzlichen Bestimmun-
gen nur unter Bertiicksichtigung der Einkommens- und Ver-
mogensverhdaltnisse der Petentin und ihres Ehemanns in
Betracht. Eine entsprechende Prifung durch die zustandige
Behorde fiihrte zu einer Ablehnung der Kosteniibernahme.
Der von der Petentin dagegen eingelegte Widerspruch wurde
als unbegrundet zurickgewiesen.

Der Ausschuss kann den Unmut der Petentin iber die aus ih-
rer Sicht ungerechte Entscheidung durchaus nachvollziehen,
jedoch ist fir den Ausschuss aufgrund der geltenden Rechts-
lage kein fehlerhaftes Handeln der Behorden erkennbar. Fur
die von der Petentin angeregte Gesetzesanderung, Therapie-
kosten unabhangig vom Alter des Kindes und den Einkom-
mens- und Vermogensverhaltnissen der Eltern zu uberneh-
men, ist der Bundesgesetzgeber zustandig.



Eingabe-Nr.:
Gegenstand:

Begriindung:

Eingabe-Nr.:
Gegenstand:

Begriindung:

S 19/315
Beschwerde uber die Streichung von Abschwimmkarten

Die Petentin beschwert sich dartiber, dass es seit geraumer
Zeit nicht mehr moglich sei, beim Kauf von Jahreskarten fir
Aquafitnesskurse der Bremer Bader nicht genutzte Kurskarten
in reguldre Eintrittskarten fir das Schwimmbad, sogenannte
Abschwimmkarten, umzutauschen. Sie empfinde diese Ein-
schrankung als ungerecht und willkiirlich, da durch den Kauf
der Jahreskarte der Eintritt fiir das Schwimmbad bereits ent-
richtet worden sei und den Bremer Badern durch die Ausgabe
von Abschwimmkarten kein finanzieller Nachteil entstehen
wirde.

Der stadtische Petitionsausschuss hat zu dem Vorbringen der
Petentin eine Stellungnahme der Senatorin fur Soziales, Ju-
gend, Frauen, Integration und Sport eingeholt. Unter Bertick-
sichtigung dessen stellt sich das Ergebnis der parlamen-
tarischen Prifung zusammengefasst wie folgt dar:

Bei der Bremer Bader GmbH handelt es sich um ein eigenstan-
diges Wirtschaftsunternehmen, das im Rahmen seiner finanzi-
ellen Verantwortung einen eigenen Handlungsspielraum in
Bezug auf die Preisgestaltung sowie die Ausgestaltung der
Allgemeinen Geschaftsbedingungen (AGB) hat. Diese AGB
beinhalten auch die von der Petentin monierten Erstattungs-
regelungen, mit denen sich die Kunden durch den Kauf der
jeweiligen Kurskarten einverstanden erklaren. Im Rahmen der
Neuregelung der Erstattungsregeln ist es aus verschiedenen
Grunden zum Wegfall der Abschwimmkarten gekommen.
Aufgrund der Eigenstdndigkeit der Bremer Béader sieht der
Ausschuss keine Moglichkeit, auf deren Erstattungsregelun-
gen Einfluss zu nehmen.

S 19/332
Geschwindigkeitsverstoe auf der Kornstralie

Der Petent regt, angesichts eines schweren Unfalls auf der
KornstraBe im Jahr 2017, geschwindigkeitssenkende MaBnah-
men auf der Kornstrafle zwischen Kirchweg und Huckelriede
an. In diesem Bereich komme es haufig zu erheblichen Ge-
schwindigkeitsverstoBen, so dass die Aufstellung einer statio-
naren Geschwindigkeitsmessanlage befiirwortet wird.

Die Petition wird von 25 Mitzeichnerinnen und Mitzeichnern
unterstiitzt.

Der stadtische Petitionsausschuss hat zu dem Vorbringen des
Petenten eine Stellungnahme des Senators fiir Inneres einge-
holt. AuBerdem hatte der Petent die Moglichkeit, sein Anlie-
gen im Rahmen der offentlichen Beratung und der Orts-
besichtigung zu seiner Petition muindlich zu erlautern.

Unter Beriicksichtigung dessen stellt sich das Ergebnis der
parlamentarischen Prifung zusammengefasst wie folgt dar:

Der Ausschuss kann dem Anliegen des Petenten nicht ent-
sprechen. Nach Mitteilung des Senators fir Inneres handelt es
sich bei der genannten Ortlichkeit nicht um einen Unfall-
schwerpunkt. Dieser Feststellung liegt eine Auswertung von
Verkehrsunfdllen im betreffenden Teilstiick der Kornstralle
uber 13 Monate zugrunde. Nach dem vom Petenten angespro-
chenen Unfallereignis wurden dartiber hinaus im Jahr 2017
Geschwindigkeitsmessungen durchgefiuhrt, bei denen keine
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Eingabe-Nr.:
Gegenstand:

Begriindung:

Geschwindigkeitsverstoe festgestellt worden sind. Dies gilt
auch fur Messreihen der Beamten der Technischen Verkehrs-
uberwachung. Da im angegeben Bereich der Kornstrafie keine
Héaufung von Unfallzahlen im thematischen Zusammenhang
mit der Unfallursache Geschwindigkeit erkennbar ist und bei
den durchgefiihrten Geschwindigkeitsiiberwachungen keine
Anhaltspunkte fiir eine hohe Ubertragungsquote festgestellt
werden konnte, sieht der Senator fiir Inneres keine Notwen-
digkeit fiir die Aufstellung einer stationdren Geschwindig-
keitsmessanlage.

Der stadtische Petitionsausschuss schliefit sich dieser Auffas-
sung an. Der Ausschuss hat sich im Rahmen einer Ortsbesich-
tigung ein Bild von der Unfallstelle gemacht und in Ge-
sprachen mit der Leiterin des Ortsamtes sowie einem Polizei-
beamten des Reviers Neustadt die Sachlage erortert. Danach
wird der schwere Unfall aus dem Jahr 2017 als tragischer Ein-
zelfall angesehen; tempordar durchgefiihrte Geschwindigkeits-
iiberpriifungen haben ergeben, dass sich die Uberschreitung
der Hochstgeschwindigkeit in diesem Bereich als unter dem
Durschnitt darstellt. Gleichwohl begriit der Ausschuss die
Ankiindigung der Polizei, weiterhin die Verkehrsentwicklung
im Auge zu behalten und weiterhin gezielte Geschwindig-
keitsiiberwachungen im genannten Bereich durchzufiihren,
um auf etwaige Anderungen reagieren zu kénnen. Fiir weiter-
gehende MalBnahmen sieht der Ausschuss dagegen derzeit
keine Notwendigkeit.

S 19/333
Bodenrichtwerte 6ffentlich zugangig machen

Der Petent fordert die vom Gutachterausschuss fiir Grund-
stiickswerte in Bremen und Bremerhaven erhobenen Boden-
richtwerte o6ffentlich zuganglich zu machen. Im Nachgang
erganzt er seine Eingabe um die Forderung, die Daten ohne
Gebtiihren und sonstige Zugangsbeschrankungen o6ffentlich
zur Verfiigung zu stellen.

Der stadtische Petitionsausschuss hat zu dem Vorbringen des
Petenten, soweit es um die Bodenrichtwerte der Stadtge-
meinde Bremen geht, eine Stellungnahme des Senators fur
Umwelt, Bau und Verkehr eingeholt. Soweit die Zustandigkeit
der Stadtgemeinde Bremerhaven betroffen ist, hat der stadti-
sche Petitionsausschuss die Petition an die Stadtverordneten-
versammlung Bremerhaven abgegeben. Unter Berucksichti-
gung dessen stellt sich das Ergebnis der parlamentarischen
Prufung zusammengefasst wie folgt dar:

Entgegen der Auffassung des Petenten ist fur die Veroéffentli-
chung der begehrten Information nicht das Bremische Infor-
mationsfreiheitsgesetz, sondern das speziellere Fachrecht, die
» Verordnung uber die Gutachterausschiisse fur Grundstucks-
werte nach dem Baugesetzbuch”, anwendbar. Die dort gefor-
derte ,ortsubliche Bekanntmachung” des Abschlusses der
Ermittlung erfolgt in Bremen tiber das Internet und in der Ta-
geszeitung. Die Bodenrichtwertkarte kann in der Geschafts-
stelle von jedermann eingesehen werden. Einen Anspruch auf
kostenfreie Veroffentlichung der Bodenrichtwertkarte im In-
ternet sieht die Verordnung nicht vor. Neben der Mdéglichkeit,
schriftlich Auskunft iiber die Bodenrichtwerte zu verlangen,
besteht dariuber hinaus ein kostenpflichtiger online-Zugang
zu den Bodenrichtwerten des Landes Bremen uber das von
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Eingabe-Nr.:
Gegenstand:

Begriindung:

Niedersachsen betriebene Portal VBORIS. Auf die vom Peten-
ten geforderte kostenfreie Zurverfiigungstellung der ge-
wiinschten Daten gibt es keinen Rechtsanspruch.

Soweit die Eingabe die Bodenrichtwerte der Stadt Bremer-
haven betrifft, hat der stadtische Petitionsausschuss der Stadt-
verordnetenversammlung empfohlen, die Petition als unbe-
grundet zurickzuweisen, da die aktuelle Bodenrichtwertkarte
kostenfrei auf der Internetseite der Stadt Bremerhaven einge-
sehen werden kann und die Bodenrichtwerte somit ohne Zu-
gangsbeschrankungen online verfiigbar sind.

S 19/334
Beschwerde tiber die Sozialbehorde

Der Petent wendet sich mit seiner Eingabe erneut gegen das
aus seiner Sicht unangemessene und diskriminierende Ver-
halten der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im Amt fir Sozi-
ale Dienste, die fir die Bearbeitung seiner Akte in einem
Familienrechtsverfahren zustdndig sind. Er sieht seine Ein-
schatzung durch die ersten Zwischenergebnisse der vom Bun-
desfamilienministerium in Auftrag gegebenen Studie ,Kin-
deswohl und Umgangsrecht” bestatigt, wonach von den be-
fragten Eltern Beratungen durch die Jugendamter als nicht
hilfreich und teilweise sogar als parteiisch empfunden werden.

Der stadtische Petitionsausschuss hat zu dem Vorbringen des
Petenten eine Stellungnahme der Senatorin fiir Soziales, Ju-
gend, Frauen, Integration und Sport eingeholt. Unter Bertick-
sichtigung dessen stellt sich das Ergebnis der
parlamentarischen Prifung zusammengefasst wie folgt dar:

Soweit sich der Petent konkret iiber das Verhalten einzelner
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Amtes fiir Soziale
Dienste beschwert, wird auf die Petition S 19/179 verwiesen,
die diesen Sachverhalt bereits behandelt hat. Neue, nach Ab-
schluss der genannten Petition eingetretene Tatsachen und
Vorféalle wurden nicht vorgetragen. Fiir die grundsatzlich ge-
auBerte Kritik des Petenten am Verhalten und der Arbeits-
weise der in der Behorde tdatigen Personen sieht der Aus-
schuss keine hinreichenden Anhaltspunkte. Dariiber hinaus
ist das Amt fiir Soziale Dienste aufgrund eines Umzugs der
Tochter des Petenten mit Ausnahme eines noch laufenden Be-
schwerdeverfahrens vor dem Oberlandesgericht Bremen fiir
deren Akte auch nicht mehr zustandig.

Die vom Petenten zum Anlass fiir seine Eingabe genannte Stu-
die zum ,Kindeswohl und Umgangsrecht” ist laut Auskunft
des Studienleiters noch nicht abgeschlossen, so dass sich die
senatorische Dienststelle zum jetzigen Zeitpunkt nicht in der
Lage sieht, eine Stellungnahme zu etwaigen Zwischenergeb-
nissen abzugeben. Auch wenn die Studie ein wichtiges gesell-
schaftspolitisches Thema aufgreift, ist es fur den Ausschuss
nachvollziehbar, zunachst die Veroffentlichung der Studie
durch den Auftraggeber abzuwarten und die Ergebnisse erst
anschlieBend in Bezug auf die eigene Behorde zu analysieren
und zu bewerten. Der Ausschuss kann sich vor diesem Hinter-
grund der Einschatzung des Petenten nicht anschlieBen, dass
die offentlich gewordenen Zwischenergebnisse ein Beleg da-
fiir seien, dass die von ihm erhobenen Vorwiirfe keinen Ein-
zelfall darstellten.
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Der Ausschuss bittet, folgende Eingaben fiir erledigt zu erklaren:

Eingabe-Nr.:
Gegenstand:

Begriindung:

Eingabe-Nr.:
Gegenstand:

Begriindung:

Eingabe-Nr.:

Gegenstand:

Begriindung:

S 19/88
Beschwerde tiber Gestank

Der Petent beklagt sich tber die erheblichen Verunreinigun-
gen der Grunflachen auf der als Spielplatz ausgewiesenen Fla-
che an der Mecklenburger Strale sowie die damit ein-
hergehenden Geruchsbelastigungen. Die Grinflache werde
zunehmend als Toilette zweckentfremdet und diene zudem
bestimmten Gruppen als Treffpunkt, was zu Ruhestérungen
fuhre. Der Petent fordert eine Verbesserung der Situation und
schldgt verschiedene bauliche MaBnahmen vor.

Der stadtische Petitionsausschuss hat zu dem Vorbringen des
Petenten eine Stellungnahme der Senatorin fiir Soziales, Ju-
gend, Frauen, Integration und Sport eingeholt. Unter Bertick-
sichtigung dessen stellt sich das Ergebnis der parlamenta-
rischen Prifung zusammengefasst wie folgt dar:

Der Ausschuss sieht die Eingabe als erledigt an.

Aufgrund der Eingabe des Petenten hat zusammen mit diesem
und weiteren Anwohnerinnen und Anwohnern, unter Beteili-
gung von Immobilien Bremen, der Polizei und des Ortsamts,
ein Ortstermin stattgefunden, bei dem die Problemlage be-
sprochen und verschiedene Losungsansatze diskutiert worden
sind. Im Ergebnis wird die Polizei weiterhin versuchen, den
Platz zu bestreifen und Ordnungswidrigkeiten direkt zu ahn-
den. Immobilien Bremen wird eine Nachbepflanzung der
Grinflache priifen sowie nach Moglichkeiten suchen, durch
das Aufbringen von Zusatzstoffen auf die Oberflache die Ge-
ruchsbeldstigung zu minimieren.

S 19/240
Nichtbeantwortung von Schreiben durch den Bausenator

Der Petent beschwert sich tiber die lange Bearbeitungsdauer
seines Antrags durch den Bausenator und bittet um Unterstiit-
zung bei der Erlangung einer Antwort.

Der stadtische Petitionsausschuss hat zu dem Vorbringen des
Petenten eine Stellungnahme des Senators fiir Bau, Umwelt
und Verkehr eingeholt. Unter Berticksichtigung dessen stellt
sich das Ergebnis der parlamentarischen Priifung zusammen-
getasst wie folgt dar:

Das Ressort rdumt ein, dass der Antrag des Petenten tatsach-
lich durch die zustandige Baubehoérde aus verschiedenen
Grunden nicht in angemessener Zeit bearbeitet worden ist. In-
zwischen ist jedoch ein rechtskraftiger Bescheid ergangen und
das Verfahren konnte abgeschlossen werden, so dass dem Be-
gehren des Petenten entsprochen worden ist.

S 19/260
S 19/263

Beschwerde iiber eine geplante offene Einrichtung fiir jugend-
liche Intensivtater in einem Wohngebiet

Der Petent fordert eine Abkehr des Senats vom Konzept der
offenen padagogischen Heimbetreuung jugendlicher Inten-
sivtater in Wohngebieten und begriindet seine ablehnende
Haltung gegentiiber den Pldanen der Schaffung einer solchen
Jugendhilfereinrichtung in Bremen-Nord.
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Eingabe-Nr.:
Gegenstand:

Begriindung:

Der stadtische Petitionsausschuss hat zu dem Vorbringen des
Petenten eine Stellungnahme der Senatorin fiir Soziales, Ju-
gend, Frauen, Integration und Sport eingeholt. Unter Bertick-
sichtigung dessen stellt sich das Ergebnis der
parlamentarischen Prifung zusammengefasst wie folgt dar:

Die sogenannte jugendgerichtliche Unterbringung von Inten-
sivtatern dient dem gesetzlichen Auftrag der Vermeidung von
Untersuchungshaft und stellt fiir die betroffenen Jugendlichen
eine letzte Chance dar, im Rahmen einer umfassenden pada-
gogischen Begleitung ihr Verhalten zu andern. Sollte die MaB-
nahme nicht zum gewtlinschten Erfolg fihren, steht als
RiickfallmaBnahme jederzeit die Justizvollzugsanstalt zur Ver-
figung.

Fur eine solche Jugendhilfeeinrichtung wird die vom Petenten
angesprochene Immobilie in Bremen-Nord in Betracht gezo-
gen, jedoch ist bis zum jetzigen Zeitpunkt noch keine endgtl-
tige Entscheidung des zustdandigen Ressorts fiir oder gegen
den Standort gefallen. Dartiber hinaus werden auch Alternati-
ven gepruft.

Der Ausschuss kann durchaus nachvollziehen, dass der in
Frage stehende Standort bei dem Petenten sowie weiteren An-
wohnerinnen und Anwohnern gewisse Vorbehalte und Angste
auslost. Erfahrungen haben jedoch gezeigt, dass in der Ver-
gangenheit rund um vergleichbare Einrichtungen im Bremer
Stadtgebiet keine gestiegene Kriminalitdatsbelastung zu ver-
zeichnen war. Die Jugendlichen werden engmaschig betreut
und unterliegen strengen Reglungen, deren Einhaltung tiber-
wacht wird.

Der Ausschuss ist iberzeugt, dass die Chancen einer jugend-
gerichtlichen Unterbringung zur Haftvermeidung genutzt
werden sollten und kann sich daher der Auffassung des Peten-
ten nicht anschlieBen, jugendliche Intensivtater stattdessen in
einer geschlossenen, intensiv-padagogischen Einrichtung un-
terzubringen.

S 19/271
Bremen als sauberste Stadt Deutschlands positionieren

Die Petentin unterbreitet mehrere Vorschldage, mittels derer
Bremen sich als sauberste Stadt Deutschlands positionieren
konne. So schlédgt sie vor, dass Schulen und Kindergarten Pa-
tenschaften fir Grinflachen libernehmen koénnten, weitere
Aktionstage nach dem Vorbild von ,Bremen raumt auf” ins
Leben zu rufen sowie eine Verunreinigung des StraBenbildes
durch Kaugummis, Zigarettenkippen, Verpackungen et cetera
starker zu sanktionieren.

Die Petition wird von 27 Mitzeichnerinnen und Mitzeichnern
unterstiitzt.

Der stadtische Petitionsausschuss hat zu dem Vorbringen der
Petentin eine Stellungnahme des Senators fiur Umwelt, Bau
und Verkehr eingeholt. AuBerdem hatte die Petentin die Mog-
lichkeit, ihr Anliegen im Rahmen der o6ffentlichen Beratung
mundlich zu erlautern. Unter Berucksichtigung dessen stellt
sich das Ergebnis der parlamentarischen Prufung zusammen-
gefasst wie folgt dar:

Der stadtische Petitionsausschuss kann den Unmut der Peten-
tin uber Verunreinigungen des StraBenbildes nachvollziehen.
Nach der Stellungnahme des Senators fur Umwelt, Bau und
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Eingabe-Nr.:
Gegenstand:

Begriindung:

Verkehr wird in Bremen schon seit einiger Zeit viel getan, um
die Forderungen der Petition umzusetzen. So wird eine Uber-
nahme von Patenschaften fiir Flachen bereits teilweise prakti-
ziert. Dartiber hinaus gibt es buirgerschaftliches Engagement
in diesem Bereich. Mit dem Handlungskonzept ,Sichere und
saubere Stadt” sind Aktionen geplant, um das Bewusstsein fur
die Umwelt und die Wahrnehmung von Stadtsauberkeit nach-
haltig zu férdern. Eine Werbekampagne zum Thema Stadtsau-
berkeit ist nach den Ausfilhrungen der Vertreterin des
Senators fiir Umwelt, Bau und Verkehr in der 6ffentlichen Be-
ratung der Petition derzeit in Vorbereitung. Der Vorschlag der
Petentin nach weiteren Aktionstagen ist bereits aufgenommen
worden und wird innerhalb der Projektpartner der Aktion
,Bremen rdumt auf” derzeit beraten. Zudem werden Ord-
nungsdienste eingesetzt, die Verunreinigungen des StraBen-
bildes mit BuBgeldern belegen.

Der Ausschuss begrifit die vielfdltigen MaBnahmen des Sena-
tors fiir Umwelt, Bau und Verkehr und sieht die Petition vor
diesem Hintergrund als erledigt an.

S 19/309

Beschwerde tber die Untatigkeit des Amtes fur Soziale
Dienste

Die Petentin beklagt die Untatigkeit des Amtes fur Soziale
Dienste beziglich der notwendigen Anpassungen bei der
Hohe der Leistungsgewdahrung fir eine leistungsberechtigte
Person. Eingereichte Unterlagen seien tiber einen langen Zeit-
raum nicht bearbeitet worden sowie Briefe und weitere An-
schreiben mehrfach unbeantwortet geblieben.

Der stadtische Petitionsausschuss hat zu dem Vorbringen der
Petentin eine Stellungnahme der Senatorin fiir Soziales, Ju-
gend, Frauen, Integration und Sport eingeholt. Unter Bertick-
sichtigung dessen stellt sich das Ergebnis der parlamenta-
rischen Prifung zusammengefasst wie folgt dar:

Das zustandige Amt fiir Soziale Dienste hat eingerdumt, dass
bei der Bearbeitung des der Petition zugrunde liegenden Falls
Probleme aufgetreten seien und eine kontinuierliche Sachbe-
arbeitung nicht stattgefunden habe. Im Zuge der Eingabe sei
der Fall jedoch umfanglich aufgearbeitet und samtliche, noch
ausstehenden rechtsmittelfahigen Bescheide erlassen worden.
Der Beschwerde der Petentin konnte damit in vollem Umfang
abgeholfen werden.

—14 -



	Bremische Bürgerschaft Drucksache 19 / 861 S
	Bericht des städtischen Petitionsausschusses Nr. 32 vom 26. Oktober 2018
	Der städtische Petitionsausschuss hat am 26. Oktober 2018 die nachstehend aufgeführten 18 Eingaben abschließend beraten. Der Ausschuss bittet, die Stadtbürgerschaft möge über die Petitionen wie empfohlen beschließen und die Vorlage dringlich behandeln.



